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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Im Januar des Berichtsjahrs forderten SP und Grüne in Zusammenarbeit mit dem
Schweizer Mieterinnen- und Mieterverband (MV) den Ausbau von Mieter- und
Kündigungsschutz sowie die verstärkte Förderung des preisgünstigen Wohnungsbaus.
Parteipräsident Levrat liess verlauten, die SP werde die Ausdehnung der
Personenfreizügigkeit auf Kroatien nicht unterstützen, wenn die Wirtschaft und
bürgerliche Parteien in diesem Bereich keine Zugeständnisse machen würden. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.01.2013
MARLÈNE GERBER

Nach erfolgreicher Vorprüfung im August 2015 konnte der Mieterverband mit der
Unterschriftensammlung zu seiner Volksinitiative "Mehr bezahlbare Wohnungen"
beginnen. Das Anliegen fordert unter anderem, dass im gesamtschweizerischen Schnitt
jede zehnte neu gebaute Wohnung im Eigentum von Trägern des gemeinnützigen
Wohnungsbaus sein soll. Um dies zu erreichen, sollen Kantonen und Gemeinden ein
Vorkaufsrecht auf geeignete Grundstücke erhalten. Unter den 12 Urheberinnen und
Urhebern, die mit einer absoluten Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder des
Initiativkomitees ermächtigt sind, das Volksanliegen zurückzuziehen, befinden sich (in
der so aufgeführten Reihenfolge) mit Marina Carobbio Guscetti (sp, TI), Balthassar
Glättli (gp, NR), Carlo Sommaruga (sp, GE), Louis Schelbert (gp, LU), Christian Levrat (sp,
FR), Jacqueline Badran (sp, ZH) und Mathias Reynard (sp, VS) einige links-grüne
Bundesparlamentarier. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.06.2015
MARLÈNE GERBER

Als Zweitrat beschäftigte sich der Ständerat in der Frühlingssession 2021 mit dem
Rahmenkredit für Eventualverpflichtung in der Wohnraumförderung für die Jahre
2021–2027. Die zuständige Kommission, die WAK-SR, empfahl  der kleinen Kammer
einstimmig (bei einer Enthaltung), das Projekt des Bundesrates unverändert zu
unterstützen. Der Kommissionssprecher Christian Levrat (sp, FR) verwies in seinem
Votum auf zwei Punkte, mit welchen sich die Kommission genauer befasst hatte.
Einerseits habe die WAK geprüft, ob die Solidarbürgschaften in einfache Bürgschaften
umgewandelt werden könnten. Wie aus einem Zusatzbericht der Kommission zu den
Vor- und Nachteilen von Solidarbürgschaften hervorgeht, sind diese im Gegensatz zu
einfachen Bürgschaften mit einem grösseren finanziellen Risiko für den Bürgen
verbunden, geben aber eine bessere Position und damit höhere Sicherheit für
diejenigen, die von den Bürgschaften profitieren. Deshalb gewähren Banken im
Allgemeinen bessere Konditionen für von Solidarbürgschaften gestützte Projekte. Die
WAK sei zum Schluss gekommen, dass ein Wechsel hin zu einfachen Bürgschaften
keinen Sinn mache, da ein solcher mit «beinahe unüberwindbaren praktischen
Schwierigkeiten verbunden» sei sowie die Reputation des Bundes als Bürgen
kompromittieren und den Fördereffekt reduzieren würde. Andererseits, so Levrat, habe
sich die WAK mit der regionalen Verteilung der Bürgschaften beschäftigt, insbesondere
inwiefern auch Rand- und Bergregionen von ihnen profitierten. Die Hypothekar-
Bürgschaftsgenossenschaft (HBG) und die Emissionszentrale für gemeinnützige
Wohnbauträger (EGW) hätten die Kommission zu überzeugen vermocht, dass sie
genügend Anstrengungen unternähmen, Projekte im ganzen Land mit Bürgschaften zu
fördern. 
Nach einer kurzen Debatte ohne kritisches Votum stellte sich der Ständerat hinter das
Projekt des Bundesrates und nahm dieses mit 36 zu 2 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
deutlich an. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.2021
ELIA HEER

1) LZ und TG, 18.1.13.
2) BBl, 2015, S. 6321 ff.; NZZ, 22.6., 2.9.15; NZZ, TG, 5.9.15; BaZ, 24.9.15
3) AB SR, 2021, prov.
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